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Richtlinie der Stadt Wilhelmshaven 
über die Förderung von Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen  

 im Sanierungsgebiet “Tonndeich“ 
 
 

Stand 14.05.2023 
Fortschreibung Juli 2026 

 
 

Die Stadt Wilhelmshaven fördert im Sanierungsgebiet „Tonndeich“, das im Rahmen der 
Städtebauförderung - Programm „sozialer Zusammenhalt – Zusammenleben im Quar-
tier gemeinsam gestalten“ - vom Land Niedersachsen gefördert wird, die Modernisie-
rung und Instandsetzung von Wohn-, Geschäfts- und gemischt genutzten Gebäuden 
innerhalb des Geltungsbereichs der Sanierungssatzung für „Tonndeich“ nach Maßgabe 
des § 164 a BauGB sowie Ziff. 5.3.3.1  der Städtebauförderungsrichtlinie des Landes 
Niedersachsen (R-StBauF) ( RdErl. d. MW v. 14. 12. 2022). 
 
 
 

1. Fördergrundsatz  
 

(1) Die Förderung dient der Erreichung der Ziele und Zwecke der städtebaulichen Ge-
samtmaßnahme „Tonndeich“. (vgl. Ziele der Sanierung und Abgrenzung Sanie-
rungsgebiet / Anlage 1 und 2) 
Schwerpunkt der Förderung ist die Sicherung der baulichen und städtebaulichen 
Funktion und Gestaltung der Gebäude; die Förderung der Modernisierung soll das 
Ziel einer zukunftsfähigen Nutzbarkeit der Gebäude im Sinne der Sanierung unter-
stützen. Dabei muss nach Abschluss der Modernisierungsmaßnahme für einen an-
gemessen Zeitraum von i.d.R. mindestens 30 Jahren eine Nutzung des Gebäudes 
gewährleistet sein (Restnutzungsdauer - gem. Ziff. 5.3.3.1 (4) R-StBauF) – geför-
dert werden daher umfassende Maßnahmen. 

 

Förderfähig sind Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen an Wohn- 
und/oder Geschäftsgebäuden, die zum Zeitpunkt der Antragstellung mindestens 30 
Jahre alt sind. 
 
Maßnahmen außerhalb des Gebäudes können berücksichtigt werden, wenn die Flä-
chen dem Gebäude zuzuordnen sind und die Maßnahmen sich aus einem Gesamt-
konzept ableiten lassen. 

 
(2) Zur Ermittlung dieser Zielerreichung, muss eine bautechnische Voruntersuchung 

(bautechn. VU) durch einen Architekten/ Bauvorlageberechtigten erstellt werden. 
Im Zusammenhang dieser bautechn. VU ist darzustellen, in welcher Weise die ge-
plante Maßnahme der Zielerreichung dient. 

 
(3) Die Standards der BEG-Förderung sind einzuhalten; der Nachweis ist im Rahmen 

der bautechnischen VU zu führen. 
 

(4) Reine Instandhaltungs- und Reparaturarbeiten sind nicht förderfähig.  
 

(5) Ein Abweichen von den innerhalb dieser Richtlinie dargestellten Regelungen ist im 
Rahmen der Regelungen der R-StBauF / gültige Fassung nach Abstimmung mit 
der Stadterneuerung möglich, wenn sich die Ziele der Sanierung ansonsten nicht 
erreichen lassen. 

(6) Die Beratung und Abstimmung der Vorhaben erfolgt über den Fachbereich Stadt-
planung und Stadterneuerung, Abteilung Stadterneuerung, der Stadt Wilhelms-
haven sowie den Sanierungsträger. 
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(7) Ein Rechtsanspruch auf die Gewährung von Städtebaufördermitteln besteht nicht. 
 

 
 

2. Art und Höhe der Förderung 
 

 

(1) Grundlage für die Ermittlung der Höhe der Zuwendung ist die Verwaltungsverein-
barungen der Länder zur Förderung städtebaulicher Maßnahmen (VV-Städte-
bauförderung) sowie die Städtebauförderungsrichtlinien des Landes Niedersach-
sen (R-StBauF) in der jeweils gültigen Fassung.  

 
(2) Die anerkennungsfähigen Kosten werden auf Grundlage einer bautechnischen VU 

inkl. Kostenschätzung (vgl. Pkt. 3 (1)) ermittelt.  
Bei der Ermittlung der Ausgaben für Modernisierungs- und Instandsetzungsmaß-
nahmen können grundsätzlich alle baulichen Maßnahmen berücksichtigt werden, 
die im Hinblick auf die Sanierungsziele (Anlage 1) notwendig sind, den anerkann-
ten Regeln der Technik entsprechen und ortsüblich sind. 
 

(3) Sofern ein Anspruch auf Wohnraumfördermittel besteht, ergibt sich aus den Rege-
lungen der R-StBauF, dass der Einsatz von Städtebaufördermitteln grundsätzlich 
nicht möglich ist.   
 

(4) Die Förderung wird als Zuschuss auf die nicht durch andere Fördermittel zu de-
ckenden Kosten (Bau- und Nebenkosten) der Maßnahme gewährt - es müssen 
vorrangig andere Fördermittel in Anspruch genommen werden.  
Berücksichtigt werden Zuschüsse anderer Stellen (z.B. BEG-Förderung). Diese 
werden berücksichtigt, sofern ein Anspruch besteht (unabhängig von der tatsächli-
chen Inanspruchnahme). 
Als Baunebenkosten (z.B. Kosten für die Baubegleitung durch den Bauvorlagebe-
rechtigten) werden Kosten in Höhe von max. 15% der anerkennungsfähigen Bau-
kosten akzeptiert. 
 

(5) Die Förderhöhe liegt bei 30% der anerkennungsfähigen Kosten, der maximale Zu-
schussbetrag beträgt 38.000 Euro (brutto / bezogen auf die Bruttokosten). 

 
(6) Abweichend von Nr. (5) liegt für Baudenkmale die Förderhöhe bei 40% der zuwen-

dungsfähigen Kosten, der maximale Zuschussbetrag beträgt 64.000 Euro (brutto, 
bezogen auf die Bruttokosten). 

 
Die in Nr. (5) und (6) genannten Beträge gelten für das Jahr 2026. Für Folgejahre 
steigen die Werte um die Teuerungsrate des Baupreisindex, veröffentlicht durch das 
Statistische Landesamt. Die entsprechende Anpassung der Beträge erfolgt durch die 
Stadtverwaltung nach Veröffentlichung der Teuerungsrate des Baupreisindex. 
 

(7) Die Mindesthöhe des Förderbetrages der Modernisierungsmaßnahme beträgt 
5.000,00 € inklusive Mehrwertsteuer 

 
(8) Für Antragsteller, die vorsteuerabzugsberechtigt sind, gehört die Umsatzsteuer 

nicht zu den anerkennungsfähigen Kosten.  
 

 
3. Grundlage der Förderung 

 
(1) Voraussetzung für eine Förderung nach dieser Richtlinie ist die bautechnische 

Voruntersuchung eines Bauvorlageberechtigten gem. § 53 NBauO. 
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Diese bautechnische Voruntersuchung muss umfassen: 

 

 Darstellung der zu beseitigenden baulichen, funktionalen und gestalteri-
schen Mängel an den baulichen Anlagen,  

 Darstellung der Maßnahmen zur Beseitigung dieser Mängel, 

 Ermittlung der zu veranschlagenden Kosten für die Beseitigung der Mängel 
nach Bauteilen (sowie der entsprechenden Nebenkosten), 

 Darstellung des Bestandes durch Fotos, 

 Planung: Grundriss und Ansichten (Fassaden- und Farbkonzept) 
 

Die bautechnische Voruntersuchung muss in der Regel die Gesamtheit der bauli-
chen Anlagen auf einem Grundstück umfassen (auch Außenanlagen/Nebenanla-
gen) und darstellen, dass alle im Hinblick auf die Restnutzungsdauer von 30 Jah-
ren erforderlichen Maßnahmen durchgeführt werden bzw. erklären, dass die nicht 
für Maßnahmen vorgesehenen baulichen Anlagen bzw. Bauteile mängelfrei sind. 
 
Im Zusammenhang der bautechnischen Voruntersuchung ist weiterhin zu prüfen, 
welche anderen Fördermittel für die Maßnahme in Anspruch genommen werden 
können bzw. zu begründen, warum diese nicht in Anspruch genommen werden 
können (z.B. BEG-Mittel, Wohnraumfördermittel) 
 

 

(2) Die Kosten für die Erstellung der bautechnischen VU werden dem Eigentümer bis 
zu einer Höhe von maximal  

 

a. Ein-/Zweifamilienhäuser 2.000 Euro (netto) 
b. Wohn- und Geschäftsgebäude / Mehrfamilienhäuser 3.000 Euro (netto) 

 

erstattet. Dazu muß vor Beginn der Maßnahme ein Vorvertrag mit der Stadt Wil-
helmshaven abgeschlossen werden. 
 
Ein/e Energieberater/in ist hinzuziehen, die Kosten werden zu 50%, maximal 750 € 
(netto) erstattet.  
 

 

(3) Die Förderung der Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahme erfolgt auf 
der Grundlage eines Modernisierungsvertrages zwischen dem Eigentümer und der 
Stadt Wilhelmshaven, der vor Beginn der Maßnahme zu schließen ist. Im Moder-
nisierungsvertrag wird die maximale Höhe der Kostenerstattung festgesetzt. 
 

Die bautechnische Voruntersuchung ist Bestandteil des Modernisierungsvertrages. 
Die Maßnahme ist entsprechend der bautechnischen Voruntersuchung auszufüh-
ren. Abweichungen erfordern eine vorherige Einwilligung der Stadt Wilhelmshaven 
und ggf. eine Anpassung des Vertrages.  

 
Die Vergabevorschriften der VOB/A sind zu erfüllen. Es gelten die Wertgrenzen 
aus § 3a (2) VOB/ A und aus der NWertVO § 3 (1) in der jeweils gültigen Fassung. 
Weiterhin sind die Regelungen der ANBest-P zu berücksichtigen.  
 

(4) Eine Modernisierungsvereinbarung zwischen EigentümerIn und der Stadt Wil-
helmshaven ist auch dann erforderlich, wenn der Eigentümer auf den Einsatz von 
öffentlichen Fördermitteln verzichtet, jedoch die erhöhte steuerliche Abschreibung 
von Modernisierungsinvestitionen in Sanierungsgebieten nach § 7 h/i EstG in An-
spruch nehmen will (ein sogenannter „Null- Vertrag“). 

 
 
 
 



 

 

4 

4. Umsetzung und Abrechnung 
 

(1) Der Zeitrahmen für die abschnittsweise Durchführung wird in der Modernisierungs-
vereinbarung festgelegt; in der Regel sollte die Maßnahme im Zeitraum von längs-
tens 1,5 Jahren nach Abschluss der Modernisierungsvereinbarung abgeschlossen 
werden. 

 

(2) Die Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahme muss von einem Bauvorla-
geberechtigten gem. § 53 NBauO begleitet, abgerechnet und als ordnungsgemäß 
ausgeführt bestätigt werden. Ergibt die Abrechnung der Maßnahme, dass die tat-
sächlichen förderfähigen Kosten geringer sind als veranschlagt, ist für die Festset-
zung der Förderung der nachgewiesene Aufwand maßgebend – jedoch bis maxi-
mal zur veranschlagten Höhe. 

 

(3) Eigenleistungen des Eigentümers werden mit dem in der R-StBauF (jeweils gültige 
Fassung) geregelten Stundensatz als anerkennungsfähige Baukosten akzeptiert.  
Arbeitsleistungen des Eigentümers werden bei der Ermittlung des Kostenerstat-
tungsbetrages grundsätzlich nicht über 30 v. H. der sonstigen zuwendungsfähigen 
Ausgaben hinaus berücksichtigt.  
Berechtigt zur Erbringung von Eigenleistungen sind der / die im Grundbuch einge-
tragene/n Eigentümer sowie der / die EhepartnerIn. Es ist ein Bautagebuch zu füh-
ren; die fachgerechte Ausführung der Leistungen ist vom Bauvorlageberechtigten 
zu bestätigen. 
 

(4) Es gilt eine Zweckbindungsfrist von 10 Jahren. Während dieser Zeit ist die laufende 
Instandhaltung sicherzustellen. Im Verkaufsfall ist diese Regelung an den Käufer 
weiterzugeben 

 
Die Richtlinie tritt mit Beschluss durch den Rat der Stadt Wilhelmshaven in Kraft. 
 
Anlagen: 

1. Ziele der Sanierung 
2. Sanierungsgebiet 
3. ANBest-P 
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Anlage 1: Ziele der Sanierung: 
 

Das im Rahmen von Integriertem Städtebaulichem Entwicklungskonzept / Vorbereitenden 
Untersuchungen erarbeitete Erneuerungskonzept verfolgt zur Stabilisierung des Gebietes 
folgende Ziele (Kapitel 11 der Vorbereitenden Untersuchungen / Mai 2018):  
 
 Verbesserung des Wohnstandortes 

 Modernisierung der Gebäude 

 Qualifizierung der bestehenden Wohnstrukturen und wohnungsnahen 
Freiräume  

 Schaffung eines robusten Mixes an Wohnangeboten für unterschiedliche 
Gruppen durch Erneuerung und Weiterentwicklung des Bestandes sowie 
Neubau 

(Die beiden geplanten Entwicklungen an der Ulmenstraße West und Ost sind dabei 
im Hinblick auf die zu erwartende Nachfrage in den verschiedenen 
Angebotssegmenten zu berücksichtigen). 
 

 Aufwertung des öffentlichen Raumes 

 Aufwertung der vorhandenen quartiersnahen öffentlichen Räume innerhalb des 
Gebietes (Plätze, auch Straßenräume als Wohnumfeld, auch Minderung der Dominanz 
des Parkens im öffentlichen Raum); die vorhandenen Qualitäten (Klinker-
/Großkopfstein, z.T. Baumbestand) sollten dabei als identifikationsstiftendes und 
wertgebendes Gestaltungselement zumindest in Teilen erhalten bzw. auch (wieder) 
hergestellt werden. 

 Ergänzende Schaffung von Freiflächen (z.B. im Bereich heutiger Parkplätze) 

 gestalterische und funktionale Qualifizierung des ehemaligen Friedhofs  

 Aufwertung der Gökerstraße / der Nebenanlagen (inkl. Kreuzungsbereiche; inkl. 
Schaffung Radverkehrsverbindung) 

 
 Verbesserung der Vernetzung und Durchlässigkeit 

 Minderung der Barrierewirkung der Gökerstraße  

 Verbesserung der Erschließungsanlagen im Hinblick auf barrierefreie Nutzbarkeit und 
Funktion als Wohnumfeld 

 Schaffung einer adäquaten Radverkehrsverbindung an der Gökerstraße und Stärkung 
der Radverkehrsachse Schulstraße durch Verbesserung der Querungen 
Bismarckstraße und Mühlenweg 

 Verbesserung der Fuß- und Radwegevernetzung in Ost-West Richtung zur 
Verbesserung der Verzahnung innerhalb des Gebietes und Überwindung der Barriere 
Gökerstrasse; Verbesserung der Situation für Radfahren an der Gökerstraße 

 
 Stärkung der lokalen Ökonomie  

 Im Zentralen Versorgungsbereich 

 In der vorhandenen Mischung von Wohnen und Gewerbe/Dienstleistung im 
Innern des Gebietes 

 Auf dem Gelände des ehemaligen Textilhofes 

 
 Minderung der Leerstände entlang der Gökerstraße 



 

 

6 

Insbesondere für die nördliche Gökerstraße wird eine Neudefinition der 
Randbebauung bzw. der Nutzungen vorgeschlagen: 

 Nutzung der bestehenden Erdgeschosszonen für Dienstleitungen oder andere 
produktive/kreative Nutzungen 

 Nutzung der Erdgeschosse zu Wohnzwecken 

 Abriss der Gebäude und Neuerrichtung von Wohngebäuden  

 
 Umgang mit den sozialen Problemlagen 

durch Ergänzung der Angebote an sozialer Infrastruktur für alle Bevölkerungsgruppen, 
sowie Verbesserung der Erreichbarkeit und Inanspruchnahme der vorhandenen 
Angebote 

 
Vorrangiges Ziel bei der Umsetzung sollte ein Umgang mit den erkennbaren Anzei-
chen von Unternutzung und Leerstand sein, um „Signale des Wandels“ zu setzen und 
damit auch die Akzeptanz neuer Angebote in einem zumindest teilerneuertem Umfeld 
zu sichern.  
 
 
 
 
 
Anlage 2: Sanierungsgebiet Tonndeich 
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Anlage 3 
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